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Gemäß § 45 (2) S. 2 Nr. 4 SGB VIII sind geeigne-
te Verfahren der Selbstvertretung und Beteili-
gung sowie der Möglichkeit der Beschwerde in 
persönlichen Angelegenheiten innerhalb und 
außerhalb der Einrichtung im Betriebserlaub-
nisverfahren konzeptionell zu beschreiben und 
in der Einrichtung zu implementieren. Beteili-
gungs- und Beschwerdeverfahren stellen darü-
ber hinaus spätestens seit dem Inkrafttreten des 
Bundeskinderschutzgesetzes zum 01.01.2012 ein 
wesentliches Kriterium zur Sicherung von Kin-
derrechten dar. 

Kinder und Jugendliche haben ein Recht auf 
Beteiligung und Mitbestimmung. Hier wird 
der Grundstein für Integrations-, Aneignungs- 
und Bildungsprozesse in einer demokratischen  
Gesellschaft verortet. Im Alltag gelebte Beteili-
gungs- und Beschwerdeverfahren stärken Kin-
der und Jugendliche und dienen zugleich ihrem 
Schutz und ihrer Resilienz. Diese Prozesse die-
nen darüber hinaus auch der Qualitätsentwick-
lung der jeweiligen Einrichtung. Im Zentrum der 
Bemühungen steht die Schaffung eines siche-
ren Ortes für Kinder und Jugendliche, der sich 
wesentlich aus gelebten Beteiligungs- und Be-
schwerdeverfahren generiert. Im Sinne der Bun-
desarbeitsgemeinschaft der Landesjugendämter 
(Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugend-

ämter (Hrsg.): Beteiligungs- und Beschwerdever-
fahren im Rahmen der Betriebser-laubnisertei-
lung für Einrichtungen der Erziehungshilfe. Eine 
Arbeitshilfe für die Aufsicht nach §§ 45 ff. SGB 
VIII. Eine Orientierung für Träger der Jugendhil-
fe, 2. aktualisierte Fassung, Göttingen 2013) wird 
das Beteiligungs- und Beschwerdemanagement 
als fundamentaler Bestandteil des Schutzauf- 
trages verstanden. 

Grundlegenden Leitlinien innerhalb des Betei-
ligungs- und Beschwerdemanagements und die 
daraus erwachsenden Qualitätsstandards müs-
sen in den Einrichtungen gemeinsam mit den 
Mitarbeitenden und den Kindern und Jugendli-
chen verankert und kontinuierlich weiterentwi-
ckelt werden. Allerdings erfordert Partizipation, 
verstanden als Möglichkeit der Teilhabe und als 
demokratisches Prinzip Befähigung/ Kompeten-
zen von Kindern und Jugendlichen, aber auch 
von den Mitarbeitenden in den Einrichtungen. 
Partizipation kann dazu beitragen gegenwärtige  
Situationen zu verstehen, diese durch die Mög-
lichkeiten der Einflussnahme (Handlungs-
macht) zu handhaben und die Bedeutsam-
keit der eigenen Interessen wahrzunehmen. In  
diesem Zusammenhang stellt Partizipation ei-
nen wesentlichen Grundstein gelingender Hil-
feverläufe dar.  

1. Einleitung
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Differenzierung Mitsprache/ Mitwirkung, Mitbestimmung und Selbstbestim-
mung (Vgl. Verwaltungshandbuch Kinder- und Jugendbeteiligung Flensburg. 
Ergebnis des Qualitätszirkels 47f GO, Flensburg 2009)

Grundlegend ist ein Verständnis für die unterschiedlichen Stufen der Beteili-
gung zu entwickeln. Je nach Zielgruppe und individuellen Möglichkeiten der 
Kinder und Jugendlichen erscheint eine Mischung zwischen Mitsprache/ Mit-
wirkungs-, Mitbestimmungs- und Selbstbestimmungsinstrumenten in den 
Einrichtungen der stationären Kinder und Jugendhilfe entscheidend, um eine 
Verwirklichung der Maßgaben des SGB VIII sowie des Bundeskinderschutzge-
setzes zu generieren.

Mitsprache/ Mitwirkung: Mitgestaltungsmöglichkeit in der Lebenswelt, Ein-
bezug in Entscheidungsfindung (Meinungsäußerung) – Entscheidung liegt bei 
Erwachsenen, sicherer Rahmen, in dem die Verantwortung bei pädagogischen 
Fachkräften verbleibt

Mitbestimmung: gleichwertiges Stimmrecht wird eingeräumt, Mitverantwor-
tung in angemessenen Bereichen

Selbstbestimmung: Übertragung der alleinigen Entscheidungsmacht in ange-
messenen Bereichen, alleinige Verantwortung
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2.  Grundlegende Leitlinien des Beschwerde- und  
 Beteiligungsmanagements

• Entstehung einer Partizipationskultur: 
aktive Unterstützung und Förderung der 
Kinder und Jugendlichen bei der Wahrneh-
mung ihrer Rechte und Pflichten, Bildung 
eines verlässlichen Rahmens der Selbst-
vertretung sowie Beteiligung- und Be-
schwerdeformen/ -möglichkeiten für alle 
Beteiligten: Kinderrat, Gruppensprecher, 
Transparenz der Rechte, Beschwerdestellen 
(intern und extern), Gruppenregeln, Rech-
tekatalog, Heimverfassung, Beteiligung an 
Hilfeplanung, etc. 

• Festlegung der Entscheidungsspielräu-
me: Kinder und Jugendliche haben genaue 
Kenntnis über die Möglichkeiten und Gren-
zen der Einflussnahme. Diese Spielräume 
müssen zuvor von der Einrichtungsleitung 
in Zusammenarbeit mit den Mitarbeiten-
den definiert und festgeschrieben werden.1  
In diesem Zusammenhang ist es Aufgabe 
der Einrichtungsleitung, gemeinsam mit 
allen Mitarbeiter*innen ein grundlegendes 
und gemeinsames Verständnis und eine 
Haltung zu Beteiligungs- und Beschwerde-
verfahren zu entwickeln, die wesentlichen 
Anteil am Leit- bzw. Selbstbild der Einrich-
tung haben. Macht und Machtdifferenzen 
sind für Erziehungsprozesse konstitutiv und 
können nicht aufgehoben werden. Wich-
tig ist jedoch, wie ein*e Pädagoge*in damit 
umgeht und wie sich der eigenen Einfluss-
möglichkeiten bewusstgemacht und re-
flektiert wird. An einigen Stellen erscheint 

es notwendig zu überprüfen, ob Fachkräfte 
Machtansprüche zurücknehmen können, 
die zwar aus einem Schutzgedanken resul-
tieren, jedoch die Rechte der Kinder und  
Jugendlichen auf Mitbestimmung und 
Selbstbestimmung beschneiden. Notwen-
dige Eigenschaften, die geschult werden 
sollten sind u.a. Dialogfähigkeit, Beobach-
tungsfähigkeit, Vertrauen/ Einlassen auf 
Situationen, Reflexionsfähigkeit, Frustra- 
tionstoleranz, Fehlerkultur, Wert- 
schätzung. Für die Genese eines gefestig-
ten Selbstkonzeptes ist die Erfahrung von 
Selbstwirksamkeit grundlegend. Ein erhöh-
tes Maß an Kontrolle wirkt sich nicht zwin-
gend proportional auf das Maß an Schutz 
und Sicherheit von Kindern und Jugend-
lichen aus. Hier sollten je nach Zielgruppe 
und konzeptioneller Ausrichtung der Ein-
richtung individuelle Aushandlungsprozes-
se angeregt werden.  

• Schaffung von Zugangsmöglichkeiten zu 
Prozessen der Selbstvertretung, Beteili-
gung und Beschwerde (intern/ extern) für 
alle Kinder und Jugendlichen: dabei wer-
den Alter, Geschlecht, soziale, kulturelle, 
ethnische, sprachliche und individuelle 
Hintergründe berücksichtigt bzw. Orte, Zei-
ten und Methoden angepasst (Zielgruppen-
spezifik: z. B. nonverbale Formen der Betei-
ligung- und Beschwerde, Balance zwischen 
Aufforderung und Überforderung) 
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 1 Sinnvoll bei mehreren Einrichtungen ist es zunächst, generelle, einrichtungsübergreifende Entscheidungsspielräume festzulegen, 
die dann auf die einzelnen Wohngruppen angepasst werden.
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• Vorhandensein von Ressourcen zur Stär-
kung der Kinder und Jugendlichen in der 
Wahrnehmung ihrer Rechte: personelle 
und finanzielle Grundlagen zur Förderung 
einer Partizipationskultur sind vorhanden 
z.B. Einführung, Durchführung und Evalua-
tion von Beschwerde- und Beteiligungsver-
fahren; Aufklärung der Kinder und Jugend-
lichen; Dokumentationsaufgaben, etc.

 
• Qualifizierung der Beteiligten: z.B. Fort-

bildungen für Mitarbeiter*innen, um eine 
partizipationsfördernde Haltung zu ent-
wickeln und Instrumente kennenzulernen; 
Fortbildungen für Kinder und Jugendliche, 
z.B. Gruppensprecher zur Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben; Schulungen der Kinder und 
Jugendlichen untereinander etc.

• transparenter und zeitnaher Umgang mit 
Beschwerden/ Anregungen/ Wünschen: 
Regelungen zum konkreten Umgang mit 
Beschwerden, die einerseits innerhalb der 
Einrichtung geäußert werden können, an-
dererseits der Umgang mit Beschwerden, 
die von außen herangetragen werden (z. B. 
in Form eines Ablaufschematas: Werdegang 
einer Beschwerde, wer ist beteiligt und wer 
entscheidet? Zeitrahmen); Transparenz im 
Umgang mit Beschwerden/ Anregungen/ 
Wünschen im Team der Mitarbeiter*innen 
und mit den Kindern und Jugendlichen.

• Überprüfung der Beschwerde- und Betei-
ligungsverfahren: Funktionieren die Ver-
fahren? Werden diese mit den Kindern und 
Jugendlichen überprüft und in welchem 
Zeitraum? Wer ist ggfs. neben der Einrich-
tung verantwortlich für die Überprüfung?

• Evaluation und Dokumentation der Er-
gebnisse: Qualität der Beschwerde- und 
Beteiligungsverfahren können nur auf der 
Grundlage einer intensiven Dokumen- 
tation evaluiert und weiterentwickelt wer-
den, in diesem Zusammenhang bedarf es 
Standards.

• regelmäßige Fortschreibung des Beteili-
gungs- und Beschwerdekonzeptes: eine 
regelmäßige Überprüfung und Anpassung 
der Konzepte gemeinsam mit den Mitarbei-
tenden bzw. den Kindern und Jugendlichen 
stellt die Grundlage einer Qualitätsent-
wicklung dar. 
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Entwicklung von Leitlinien und Beförde-
rung einer Haltungsarbeit, Organisation 
von Fortbildungen, Supervisionen für Mit-
arbeitende

Möglichkeiten und Grenzen einer Selbst-
vertretung/ Beteiligung der Kinder & Ju-
gendlichen im Team thematisieren – Ent-
wicklung von Handlungsempfehlungen zu 
Beteiligungs- und Beschwerdeverfahren; 
Regelkataloge gemeinsam mit den Kin-
dern und Jugendlichen erarbeiten etc.

Beteiligungsverfahren werden den Bewoh-
ner*innen vermittelt und gemeinsam er-
probt

Auswertung und Evaluation gemeinsam 
mit Kindern und Jugendlichen, Anregun-
gen/ Ideen aufnehmen

Leitung

Mitarbeitende

Kinder und Jugendliche
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3. Mögliche Inhalte eines Beteiligungskonzepts

Folgende Inhalte sind für ein Konzept zur 
Selbstvertretung und Beteiligung von Kindern 
und Jugendlichen geeignet:

• rechtliche Grundlagen (SGB VIII, Bundeskin-
derschutzgesetz, GG, UN-Kinderrechtskon-
vention)

• Wie definiert die Einrichtung für sich „Parti-
zipation“? Was bedeutet Beteiligung für die 
Kinder, ggfs. auch für die Eltern?

• Verankerung des Partizipationsgedankens 
im Leitbild: Was bedeutet Beteiligung für 
den Träger und speziell für die jeweilige Ein-
richtung (Grundhaltung, Selbstverständ-
nis)?

• Welche Ziele werden mit Partizipation ver-
folgt?

• Wie wird Beteiligung im Gruppenalltag um-
gesetzt? Welche Beteiligungsmöglichkeiten 
gibt es im Alltag? (Tagesablauf (Gruppen-
alltag, Freizeitgestaltung), Hausarbeiten, 
Kleidung, Finanzfragen, Personalfragen 
(Bezugsbetreuersystem), Gestaltung der 
Räumlichkeiten, Regeln, Hygiene, Ernäh-
rung, etc.)

• Welche Grenzen hat Beteiligung?
• Welche Beteiligungsgremien (Selbstver-

tretungsmöglichkeiten), Mitbestimmungs- 
und Beteiligungsverfahren gibt es für die 
Kinder und Jugendlichen der Einrichtung? 
Gibt es evtl. festgelegte Orte und Zeiten zu 
den einzelnen Verfahren?

• Wie werden die Sorgeberechtigten/ Eltern 
über das Beteiligungskonzept informiert 
bzw. zur Mitgestaltung/ Mitverantwortung 
eingeladen? Wie werden sie in die Betei-
ligungsprozesse, die sie in ihrer Fürsorge- 
und Erziehungsverantwortung unmittelbar 
betreffen, aktiv einbezogen? 

• Entspricht das Beteiligungskonzept den  
Bedürfnissen der Zielgruppe? (Alter, Spra-
che, Entwicklungsstand, etc.)

• Wie und welche Informationen und Schu-
lungen erhalten die Kinder und Jugend-
lichen zu Beteiligungsmöglichkeiten? (z.B. 
Begrüßungsmappe, Zuständigkeit, zeitliche 
Abstände, etc.)

• Sind die Regeln der Einrichtung (Haus-
ordnung, etc.) transparent zugänglich? Ist 
darüber hinaus eine Mitgestaltung an der 
Hausordnung bzw. des Regelkataloges mög-
lich? In welchen zeitlichen Abständen ist die 
Mitgestaltung möglich (z.B. nach Neuauf-
nahmen, quartalsweise, anlassbezogen)?

• Gibt es ein Konzept zur Beteiligung hin-
sichtlich der Umsetzung des Hilfeplanes in 
der Arbeit mit Kind/ Jugendlichen und El-
ternhaus? Gibt es ein Konzept zur Umset-
zung von Beteiligung in der Hilfeplanung 
(gem. § 36 SGB VIII, dieses müsste entspre-
chend unter Beteiligung des örtlichen JA er-
arbeitet werden)?

• Welche Ressourcen (Zeit, Geld, Räume, etc.) 
stehen der Einrichtung zur Verfügung?

• Welche Maßnahmen zur Qualitätssiche-
rung und – entwicklung hinsichtlich der 
Implementierung und Festigung einer Be-
teiligungskultur werden ergriffen? (Fortbil-
dungen, Weiterbildungen, Teamsitzungen, 
Supervisionen, Befragungen der Kinder 
etc.)2  

 2 Wenn die Mitarbeitenden selbst Beteiligung erleben, erhöht sich die Wahrscheinlichkeit, auch Beteiligung mit den Kindern/ Ju-
gendlichen zu praktizieren. Ein beteiligungsorientierter Führungs- und Leitungsstil auf der Ebene des Trägers und in den Einrich-
tungen und Diensten ist opportun (z.B. regelmäßige Zielplanungsgespräche mit den Mitarbeitenden, aktive Beteiligung der Mit-
arbeitenden am Prozess der Qualitätsentwicklung, Entwicklung und Fortschreibung des Beteiligungskonzeptes von Einrichtungen 
unter Beteiligung der dort tätigen Mitarbeitenden).
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4. Mögliche Inhalte eines Konzepts zum  
 Beschwerdemanagement

Folgende Inhalte sind für ein Konzept zum Be-
schwerdemanagement geeignet:

• rechtliche Grundlagen (SGB VIII, Bundeskin-
derschutzgesetz, GG, UN-Kinderrechtskon-
vention)

• Was versteht die Einrichtung unter dem  
Begriff „Beschwerde“ (auch nonverbal)?  
Was verstehen die in der Einrichtung leben-
den Kinder unter Beschwerden?

• Verankerung im Leitbild: Was bedeutet 
für die Einrichtung die Möglichkeit des  
Beschwerens (Grundhaltung, Selbstver-
ständnis, Chancen)?

• Welche Ziele werden vom Träger bzw. der 
Einrichtung mit einem Beschwerdema-
nagement verfolgt?

• Welche Beschwerdemöglichkeiten beste-
hen in der Einrichtung (interne Beschwerde-
möglichkeiten) und entsprechen diese der 
Zielgruppe (z. B. Kummerkasten, Ansprech-
partner beim Träger/ in der Einrichtung, 
Bezugsbetreuer*in, Beschwerdesprechstun-
de, Gruppenforum, Einzelgespräche, Frage-
bögen)? Welche Beschwerdemöglichkeiten 
gibt es aus Sicht der Kinder?

• Welche unabhängigen, externen Beschwer-
demöglichkeiten haben die Kinder und Ju-
gendlichen? (z.B. Jugendamt, Kita, Schule, 
Ombudstelle, weitere Ansprechpartner im 
Sozialraum)

• Sind interne wie externe Beschwerdestellen 
für die Bewohner*innen transparent ge-
macht und niedrigschwellige Zugangsmög-
lichkeiten gesichert? (regelmäßige Treffen/ 
Sitzungen, Aushänge der Telefonnummern, 
Adressen, Möglichkeit der schriftlichen Be-
schwerde, z. B. Brief, E- Mail etc.)3

• Entspricht das Beschwerdekonzept den Be-
dürfnissen der Zielgruppe? (Alter, Sprach-
barrieren, Entwicklungsstand, etc.)

• Wie und welche Informationen und Schu-
lungen erhalten die Kinder und Jugend-
lichen zu Beschwerdemöglichkeiten? (z. B. 
Begrüßungsmappe, Zuständigkeit, zeitliche 
Abstände, etc.) Wie werden die Personen-
sorgeberechtigte/ Eltern einbezogen?4 

• Wie wird mit Beschwerden/ Vorschlägen/ 
Wünschen umgegangen? Was passiert im 
Anschluss (Verfahrenswege, Zeitschienen, 
Verantwortlichkeiten, Dokumentation, Aus-
wertung) 

• Ist das Beschwerdemanagementkonzept 
mit klaren Ressourcen (Zeit, Geld, Räume, 
etc.) unterlegt?

• Wurden Angaben zur Personalentwicklung 
hinsichtlich der Implementierung und Fes-
tigung einer Beschwerdekultur in der Ein-
richtung gemacht? (Fortbildungen, Weiter-
bildungen, Supervisionen etc.)

• Welche Qualitätssicherungsmaßnahmen 
gibt es? Wie werden Beschwerden für die 
Qualitätsentwicklung von Einrichtungen 
systematisch genutzt?

3 Um die Möglichkeit der Beschwerde zu nutzen, bedarf es Vertrauen der Kinder/ Jugendlichen. Wie wird das Miteinander in 
der Einrichtung diesbzgl. gestaltet? Besteht womöglich die Gefahr, dass dem Kind bei einer Beschwerde ein Nachteil entsteht? 

4 Oftmals beschweren sich Kinder zuerst bei ihren Eltern, daher sind Partnerschaftlichkeit und Transparenz wichtig.
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